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Deutscher Bundestag 
Potiti onsa usschuss 
Die: Vorsitzende 

Sehr geehrte Frau Isermann, 

der Deutsche Bundestag hat IhrePetition beraten und am 
27. Juni 2013 beschlossen: 

1. Die Petition den Landesvolksvertretungen zuzuleiten, soweit 
mit der Eingabe emge~:~!f!JJer Ab!)_chiebÜngsstopp gefordert 
wird, 

2. das Petitionsverfahren im Übrigen abzuschließen. 

Er folgt damit der Beschlussempfehlung des Petitionsausschusses 
(BT-Drucksache 17/14165), dessen Begründungbeigefügt ist. 

Mit dem Beschluss des Deutschen Bundestages ist das 
Petitionsverfahren beendet. 

Mit freundlichen Grüßen 

Kersten Steinke 
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Aufenthaltsrecht 

Beschlussempfehlung 

1. Die Petition den Landesvolksvertretungen zuzuleiten, soweit mit der Eingabe ein 

genereller Abschiebungsstopp gefordert wird, 

2. das Petitionsverfahren im Übrigen abzuschließen. 

Begründung 

Mit der Petition wird gefordert, Angehörige der Roma nicht in den Kosovo abzu­

schieben. 

Zu diese~ Eingabe liegen dem Petitionsausschuss vier weitere Petitionen vor, die C:··--
l.----:---·-----~------.------~~-~-·----~-.._.__.._ 

wegen des Sachzusammenhangs einer gemeinsamen parlamentarischen Prüfung 

unterzogen werden. Es wird um Verständnis gebeten, dass nicht auf alle der vor­

getragenen Aspekte im Einzelnen eingegangen werden kann. Zur Begründung des 

Anliegens wird im Wesentlichen Folgendes ausgeführt: 

An lässlich ver~qh,i~d.~':l1er von der Abschiebung .b~dr,o.hJer Roma in Deutschland wird. 

u. a. das mit dem Kosovo getroffene Rücknahmeabkommen kritisiert. Auf dieser 
t ' ' . ' 

Grundlage würden Roma, Aschkali und andere Minderheiten in den Kosovo abge-

schoben. Mit Bezug auf Berichte von amnesty international, des Menschenrechts­

kommissars des Europarates sowie des UNHCR wird auf die unzumutbaren Lebens­

bedingungen für Abgeschobene verwiesen. Diese Abschiebepolitik würde ·als 

schweres Unrecht empfunden. Auch stelle sich die Frage nach der besonderen histo­

rischen Verantwortung Deutschlands. Zudem wird kritisiert, dass humanitäre Aspekte 

bislang nahezu unberücksichtigt geblieben seien. Hinsichtlich der weiteren Einz,el-

. heiten zu dem Vorbringen wird auf die mit den Petitionen eingereichten Unterlagen 

verwiesen. 

Der Petitionsausschuss hat der Bundesregierung Gelegenheit gegeben, ihre Ansicht 

zu der Eingabe darzulegen. Zudem hat der Ausschuss gemäß§ 109 Absatz 1 Satz 2 

... ·; 
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der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages den Ausschuss für Menschen­

rechte und humanitäre Hilfe um Stellungnahme gebeten. Unter Einbeziehung der 

vorgetragenen Aspekte lässt sich das Ergebnis der parlamentarischen Prüfung wie 

folgt zusammenfassen: 

Die schwierige Situation der Sinti und Roma ist dem Petitionsausschuss bekannt. 

Der Ausschuss weist darauf hin, dass sich verschiedene parlamentarische Gremien _________ "_ -···· . ............................. ... .. .................. .. 

~~~ g~~!~~-~-~n --~':l~_de~!ag~~--!~r:t_!_~~f~~-~- .. ~-i!_~~~--~i!_~_~tion._ß~r._Sinti_~~-nd Ror:rta. be­

fassen. Der Ausschuss stellt fest, dass hierzu eine Vielzahl parlamentarischer 

Fragen an die Bundesregierung sowie parlamentarische Vorlagen ·vorliegen, die in 

den Gremien des Deutschen Bundestages beraten werden.' Der Ausschuss verweist 

insbesondere auf die im März 2012 erfolgte parlamentarische Beratung (Pienar­

protokoll 17/166) der Antwort der Bundesregierung auf die Große Anfrage einer 

Fraktion (Bundestags-Drucksache 17/7131). Die Dokumente können im Internet 

unter www.bundestag.de eingesehen werden. 

Soweit mit der Eingabe ein genereller Abschiebungsstopp von Roma gefordert wird, 

weisen sowohl der Petitionsausschuss als auch der Ausschuss für Menschenrechte 

und humanitäre Hilfe in seiner Stellungnahme zu der Eingabe darauf hin, dass nach 

Artikel 83 GG die Länder die Bundesgesetze als ei~_ne Ar1_g_~J~g_~nhe.it ausführen . 
.. ----------------.-------------------

~~!~r:!!~-~!tsre_~_b~ich_~ __ _l~ntscheidungen - und damit auch die Entscheidung zur Be­

endigung des Aufenthaltsrechts - trifft die örtlich zuständige Ausländerbeh9r9~des 

jeweiligen Bundeslandes. Sie entscheidet nach der geltenden Rechtslage in eigener 

Verantwortung und ist dabei nur an die Weisungen der ihr übergeordneten Landes­

behörde und die Entscheidung der Gerichte gebunden. Gemäß § 60a Absatz 1 Auf-
. . 

enthaltsgesetz ist datier festzustellen, dass die obersten Landesbehörden aus 

völkerrechtlichen oder humanitären Gründen oder zur Wahrung politischer Inte­

ressen der Bundesrepublik Deutschland anordnen können, dass die Abschiebung 

von Ausländern aus bestimmten Staaten oder von in sonstiger Weise bestimmten 

Auslär)dergruppen allgemein oder in bestimmte Staaten für längstens sechs Monate 

ausgesetzt wird. Erst bei einem über sechs Monate hinausgehenden Zeitraum bedarf 

die Aussetzung der Abschiebung durch die obersten Landesbehörden des Einver-

-; 
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<-· 
nehmens mit dem Bundesministerium des lnnern, um die Bundeseinheitlichkeit zuc.::::-

wahren. 

Der Petitionsausschuss stellt fest, dass für die in Deutschland lebenden Sinti und 

Roma das Rahmenübereinkommen des Europarats zum Schutz nationaler Minder­

heiten gilt, welches am 1. Februar 1998 in der Bundesrepublik Deutschland in Kraft 

getreten ist. Der Ausschuss begrüßt ausdrücklich das Engagement der Bundesregie­

rung für die Verbesserung der Situation der Roma im Rahmen der europäischen 

Institutionen sowie bilateral in Zusammenarbeit mit Partnerregierungen, Nichtregie­

rungsor9anisationen und Menschenrechtsgruppierungen. Zudem befürwortet der 

. Ausschuss die Förderung des Denkmals für die im Nationalsozialismus ermordeten 

Sinti und Roma. 

Gleichwohl stellt der Ausschuss fest, dass die Lebensbedingungen der Roma in 

vielen Ländern Europas trotz Fortschritten bei der Integration nach wie vor von Dis,.. 

kriminierung und fehlender faktischer Chancengleichheit geprägt sind. Während eine 

rechtliche Gleichstellung als Teil des allgemeinen Minderheitenschutzes in Bezug auf 

Roma weitgehend realisiert ist, bestehen nach wie vor zum Teil erhebliche Defizite 

bei der Umsetzung dieser Rechte. Sowohl die "Straßburger Erklärung" der Mitglieder 

des Europarates wie auch der EU-Rahmen für nationale Strategien zur Integration 

der Roma erachten diese Defizite als die zentralen Handlungsfelder für zukünftige 

Impulse zur weiteren Roma-lntegration. Darüber hinaus sind Roma nach wie vor 

Ressentiments und Stereotypen ausgesetzt; auch insofern besteht ~U§._§l~.b!. __ g_~-~­

~~!!_!i_~nsa~~~~~ll_~S._e~-~~iter HandJ~~.9~~~~~-rf. _ 

Mit Bezug auf die EU-Maßnahmen zur Verbesserung der gesellschaftlichen lr)te­

gration der Roma in Kosovo begrüßt der Ausschuss die mittelbare Beteiligung der 

Bundesregierung an angestrebten Reformen durch Beratung und Zusammenarbeit, 

auch durch die Abordnung von zwei Mitarbeitern des Bundesamtes für Migration und 

Flüchtlinge an die Deutsche Botschaft Pristina sowie das durch die Bundesregierung Z 
. gemeinsam mit vier Bundesländern finanzierte "URA 2"-Projekt zur Reintegration von • 
. ~ 

Rückkehrern in den Kosovo. Der Ausschuss verweist zudem auf ein Projekt der 

Kommission zur friedlichen Reintegration von Roma-Familien sowie auf ein Bildungs-

. : 
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projektfür Roma-Kinder. Gleichwohl nimmt der Petitionsausschuss den Fortschritts­

bericht der Europäischen Kommission vom 9. November 2010 mit Sorge zur Kennt-

nis, in dem Sch_wä9~!}. in der Kommunikation. zwischen staatlicher und lokaler c!:.__ 
• ~-""·------•----~-------··-·-••·•••·•··'-•--•·•-'-" ··--•-·---•·•-··~·'"·•••----·--·--~·---·---~---·-••••~'•"''•• . .,.....n 

~~~ne festgestellt werden. Der Ausschuss begrüßt, dass die auf Regierungsebene 

angesiedelte Arbeitsgruppe ihre Aktivitäten intensiviert hat, um die Umsetzung des 

Aktionsplans zu optimieren. 

Soweit mit der Petition auf die als unzumutbar beschriebenen Lebensbedingungen 

für Abgeschobene abgehoben wird, verweist der Petitionsausschuss auf die Antwort 

der Bundesregierung auf die Anfrage einer Fraktion (Bundestags-Drucksache 

17/8224, Frage 22), nachdem sie alle ihr zugänglichen Erkenntnismittel nutzt, um die 

Folgen von Rückführungen insgesamt und insbesondere auch von Angehörigen von 

Minderheiten zu eruieren. Demnach arbeitet die Deutsche Botschaft Pristina in 

Kosovo u. a. sowohl mit nationalen Behörden als auch mit internationalen Organisa­

tionen im Bereich der Rückführung zusammen. Über das von der Bundesregierung 

und vier Bundesländern finanzierte "URA 2"_-Projekt werden Rückkehrer betreut und ( 

Erkenntnisse unmittelbar gewonnen. 

Der Ausschuss vermag nach Prüfung der Sach- und Rechtslage insbesondere im 

Hinblick auf die seitens der Bundesregierung und auf EU-Ebene unternommenen 

Maßnahmen ~~_!_n_~~--~--~-':!lJ~~Ibar~~ parl~-~entarisc~~~---'::f-~_12_~!~!:!~-~~-~-a~-~~--~r~e_r1n_~-~. 

Soweit mit der Eingabe ein genereller AbschiebungsJtopp gefordert wird, verweist 

der Ausschuss auf den Bericht der Parlamentarischen Versammlung des Europa­

rates (ER PV) vom Dezember 2011 (Bundestags-Drucksache 17/8244), in dem die 

Mitgliedstaaten u. a. aufgefordert werden, bei Rückführungen die Vorgaben der 

Europäischen Menschenrechtskonvention sowie der Rechtsprechung des Euro­

päischen Gerichtshofs für Menschenrechte einzuhalten und von verdeckten Massen­

ausweisungen Abstand zu nehmen (ER PV Entschließung 1760/201 0). 

Im Ergebnis der Prüfung empfiehlt der Ausschuss mit Bezug auf die eingangs dar­

gelegte Zuständigkeit der Bundesländer, die Petition den Landesvolksvertretungen 

zuzuleiten, und das Petitionsverfahren im Übrigen abzuschließen . 
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